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(Fr. 8206.) Geſetz, betreffend einige Abänderungen der Vorſchriften über die Beſteuerung 
der Gewerbe der Bäcker, Fleiſcher, Brauer, der Agenten der Verſicherungs— 
geſellſchaften, der Kleinhändler und des Gewerbebetriebes im Umherziehen. 
Vom 5. Juni 1874. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Konig von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, für den ganzen Um⸗ 
fang Unſerer Monarchie, mit Ausſchluß der Hohenzollernſchen Lande, was folgt: 


$. 1. 


Die Veranlagung der Gewerbeſteuer für das Bäcker⸗, das Fleiſcher⸗ und 
das Brauereigewerbe erfolgt fortan nicht mehr nach den Vorſchriften in der 
Beilage B. zu dem Geſetze wegen Entrichtung der Gewerbeſteuer vom 30. Mai 
1820. (Geſetz⸗Samml. S. 147.) unter D., E. und E. und im 6. 17. des 
Geſetzes vom 19. Juli 1861. (Geſetz⸗Samml. S. 697.). Dagegen find die 
enannten Gewerbe mit der Gewerbeſteuer vom Handel und zwar bei einem 

etriebe in ſolchem Geſchäftsumfange, welcher demjenigen, der in demſelben 
Gewerbeſteuerbezirke in der Klaſſe A. I. veranlagten Handelsgeſchäfte gleichfteht, 
in der Klaſſe A. I. ($. 2. zu 2. des Geſetzes vom 19. Juli 1861.), bei einem 
Betriebe von ſolchem Geſchäftsumfange, welcher demjenigen, der in demſelben 
Gewerbeſteuerbezirke in der Klaſſe A. II. veranlagten Handelsgeſchäfte gleichſteht, 
in der Klaſſe A. II. (§. 2. zu 1. a. a. O.) und bei einem Betriebe von gerin⸗ 
gerem als dem vorerwähnten Umfange in der Klaſſe B. (§. 2. zu 3. a. a. O.) 
unter den übrigen Fabrik und Handelsgeſchäften zu veranlagen. 

Die Bäcker und Fleiſcher hören auf, ſelbſtſtändige Steuergeſellſchaften 


zu bilden; die entgegengeſetzten Beſtimmungen des $. 26. des Geſetzes vom 


30. Mai 1820. fallen fort. Ferner werden die Vorſchriften im $. 27. zu b. 
Jahrgang 1874. (Nr. 8206.) Bar En dieſes 


Ausgegeben zu Berlin den 19. Juni 1874. 


Bor 


dieſes Geſetzes und unter 10. und 11. der Beilage B. deffelben aufgehoben. 


Dagegen behält es bei der Vorſchrift im $. 11. des vorgedachten Geſetzes fein 
Bewenden. 

Wo die Brauerei in einem gemeinſchaftlichen Lokale betrieben wird, wird 
die Gewerbeſteuer nur einmal nach dem Umfange des darin betriebenen Gewerbes 
aller Theilnehmer erhoben. 

§. 2. 


Der Finanzminiſter iſt ermächtigt, ſolchen Gewerbetreibenden der Steuer ⸗ 


klaſſe B., welche nur den niedrigſten Steuerſatz dieſer Klaſſe (§. 2. zu 3. und 
F. 12. des Geſetzes vom 19. Juli 1861.) aufzubringen vermögen, den Betrieb 
des Gewerbes ſteuerfrei zu geſtatten. In dieſem Falle ſind dieſelben bei Be⸗ 
rechnung der Gewerbeſteuer der Klaſſe B. des Steuerbezirks mit Mittelſätzen 
nicht in Anſatz zu bringen. N 

Die Vorſchrift im §. 21. zu 4. des Geſetzes vom 19. Juli 1861. wird 
aufgehoben. 

Das Gewerbe der Agenten der Verſicherungsgeſellſchaften iſt von der 
Steuer für das ſtehende Gewerbe befreit. i 


6. 3. 


Die Zahl der nach $. 28. b. des Geſetzes wegen Entrichtung der Gewerbe⸗ 
ſteuer vom 30. Mai 1820. zu wählenden 8 wird auf ſieben erhöht 
jedoch kann der Finanzminiſter für einzelne Steuerbezirke, wenn örtliche oder 
gewerbliche Verhältniſſe ſolches bedingen, die Zahl der Abgeordneten höher oder 
niedriger feſtſetzen. 

Die Dauer der Wahlperiode wird auf drei Jahre erſtreckt. 

Wird in einem Steuerbezirke die Wahl von Abgeordneten Seitens der 
Geſellſchaftsmitglieder oder die Vertheilung der Steuer Seitens der Abgeord⸗ 
vn nicht bewirkt, fo erfolgt die Steuervertheilung durch die Veranlagungs⸗ 
behörde. 


Die Beſtimmung des F. 9. Nr. 7. des Geſetzes vom 19. Juli 1861. wird 


dahin ergänzt, daß die Bezirksregierung die Steuer der Klaſſe A. I. auch in dem 
Falle zu vertheilen hat, daß die Abgeordneten eines Steuerbezirks die Verthei⸗ 
lung nicht bewirken. 

$. 4. 


Inſoweit nach $. 42. der Reichs⸗ Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869. 
der Betrieb eines ſtehenden Gewerbes außerhalb des Orts der gewerblichen Nieder- 


laſſung, ohne einen Legitimationsſchein zu erfordern, geſtattet iſt, und inſoweit 


die im F. 44. a. a. O. bezeichneten Perſonen zum Aufkauf von Waaren und 
zum Auffuchen von Waarenbeſtellungen auf Grund von Legitimationsſcheinen, 
welche die unteren Verwaltungsbehörden ausſtellen, oder auf Grund von Ge 


werbe⸗Legitimationskarten befugt find, iſt dafür eine Steuer vom Gewerbebetriebe 
im Umherziehen fortan nicht zu entrichten. Die entgegenſtehenden Vorſchriften 


werden hiermit aufgehoben. 


8. 5.4 


FEN 2. R DDr renner 
Ra 
8.5. 


Das gegenwärtige Geſetz, zu deſſen Ausführung der Finanzminiſter das 
Erforderliche anzuordnen hat, kommt zuerſt bei der Veranlagung der Gewerbe⸗ 
ſteuer für das Jahr 1875. in Anwendung. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Schloß Babelsberg, den 5. Juni 1874. 


(I. S. Wilhelm. 


Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. 
Achenbach. 


(Nr. 8207.) Geſetz über die Enteignung von Grundeigenthum. Vom 11. Juni 1874. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages, für den ganzen 
Umfang der Monarchie, was folgt: 


Titel I. 
Zulaͤſſigkeit der Enteignung. 
$. 1 


Das Grundeigenthum kann nur aus Gründen des Öffentlichen Wohles 
für ein Unternehmen, deſſen Ausführung die Ausübung des Enteignüngsrechtes =, 


BR Da vn de hung? 


erfordert, gegen vollſtändige Entſchädigung entzogen oder beſchränkt werden. Fe 


ud Se cu 


an re, 


§. 2. ee Fe FE. 


Die Entziehung und dauernde Beſchränkung des Grundeigenthums erfolgt e 


auf Grund Königlicher Verordnung, welche den Unternehmer und das Unter⸗ 

nehmen, zu dem das Grundeigenthum in Anſpruch genommen wird, bezeichnet. 
Die Königliche Verordnung wird durch das Amtsblatt derjenigen Regie⸗ 

rung bekannt gemacht, in deren Bezirk das Unternehmen ausgeführt werden ſoll. 


a $. 3. 
Ausnahmsweiſe bedarf es zu Enteignungen der in F. 2. gedachten Art 
einer Königlichen Verordnung nicht für Geradelegung oder Erweiterung öffent⸗ 
(Nr. 82068207.) 32” licher 


— 222 — 


licher Wege, ſowie zur Umwandlung von Privatwegen in öffentliche Wege, vor- 
ausgeſetzt, daß das dafür in Anſpruch genommene Grundeigenthum außerhalb 
der Städte und Dörfer belegen und nicht mit Gebäuden beſetzt iſt. In dieſem 
Falle wird die Zuläſſigkeit der Enteignung von der Bezirksregierung (Land- 
droſtei) ausgeſprochen. 


. 4. 


era Beſchränkungen werden von der Bezirksregierung ans 
geordnet. i 8 

Dieſelben dürfen wider den Willen des Grundeigenthümers die Dauer 
von drei Jahren nicht überſchreiten. Auch darf dadurch die Beſchaffenheit des 
Grundſtücks nicht weſentlich oder dauernd verändert werden. Zur Ueberfchrei- 
tung dieſer Grenzen bedarf es eines nach $. 2. eingeleiteten und durchgeführten 
Enteignungsverfahrens. 

Gegen den Beſchluß der Bezirksregierung in den Fällen der $$. 3. und 4. 
ſteht innerhalb zehn Tagen nach der Zuſtellung jedem Betheiligten der Rekurs 
an die vorgeſetzte Miniſterialinſtanz offen. 


6. 5. 


Handlungen, welche zur Vorbereitung eines die Enteignung rechtfertigenden 
Unternehmens erforderlich ſind, muß auf Anordnung der Bezirksregierung der 
Beſitzer auf ſeinem Grund und Boden geſchehen laſſen. Es iſt ihm jedoch der 
hierdurch etwa erwachſende, nöthigenfalls im Rechtswege feſtzuſtellende Schaden 
zu vergüten. Zur Sicherſtellung der Entſchädigung darf die Bezirksregierung 
vor Beginn der Handlungen vom Unternehmer eine Kaution beitellen laffen, 
und deren Höhe beſtimmen. Sie iſt hierzu verpflichtet, wenn ein Betheiligter 
die Kautionsſtellung verlangt. 

Die Geſtattung der Vorarbeiten wird von der Bezirksregierung im Re⸗ 
gierungs⸗Amtsblatte generell bekannt gemacht. Von jeder Vorarbeit hat der 
Unternehmer unter Bezeichnung der Zeit und der Stelle, wo ſie ſtattfinden ſoll, 
mindeſtens zwei Tage zuvor den Vorſtand des betreffenden Guts⸗ oder Ger , 
meindebezirks in Kenntniß zu ſetzen, welcher davon die betheiligten Grundbeſitzer 
ſpeziell oder in ortsüblicher Weiſe generell benachrichtigt. Dieſer Vorſtand iſt 
ermächtigt, dem Unternehmer auf deſſen Koſten einen beeidigten Taxator zu dem 
Zwecke zur Seite zu ſtellen, um vorkommende Beſchädigungen ſogleich feſtzu— 
ſtellen und abzuſchätzen. Der abgeſchätzte Schaden iſt, vorbehaltlich deſſen 
anderweiter Feſtſtellung im Rechtswege, den Betheiligten (Eigenthümer, Nutz⸗ 
nießer, Pächter, Verwalter) ſofort auszuzahlen, widrigenfalls der Ortsvorſtand 
place 5 des Betheiligten die Fortſetzung der Vorarbeiten zu hindern ver⸗ 

ichtet iſt. 
! Zum Betreten von Gebäuden und eingefriedigten Hof⸗ oder Gartenräumen 
bedarf der Unternehmer, inſoweit dazu der Grundbeſitzer ſeine Einwilligung nicht 
ausdrücklich ertheilt, in jedem einzelnen Falle einer beſonderen Erlaubniß der 
Ortspolizeibehörde, welche die Beſitzer zu benachrichtigen und zur Offenſtellung 
der Räume zu veranlaſſen hat. 4 
ine 


—— ee uw an tn DZ u 


Grund und Boden vorgeſchrieben, jo behält es dabei fein Bewenden. 
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Eine Zerſtörung von Baulichkeiten jeder Art, ſowie ein Fällen von Bäu⸗ 
men iſt nur mit beſonderer Geſtattung der Bezirksregierung zuläſſig. 


$. 6. 
‚Dasjenige, was dieſes Geſetz über die Entziehung und Beſchränkung des 
Grundeigenthums beſtimmt, gilt auch von der Entziehung und Beſchränkung der 
Rechte am Grundeigenthum. 


Titel II. 
Von der Entſchaͤdigung. 


. 
liegt dem Unternehmer ob. Die Entſchä⸗ 


Die Pflicht der Entſchädigun 
te 0 in Spezialgeſetzen eine Entſchädigung 


digung wird in Geld gewährt. I 


in 
— 


§. 8S. 

Die Entſchädigung für die Abtretung des Grundeigenthums beſteht in dem 
vollen Werthe des abzutretenden Grundſtücks, einſchließlich der enteigneten Zu⸗ 
behörüngen und Früchte. ! 

Wird nur ein Theil des Grundbeſitzes deſſelben Eigenthümers in Anſpruch 
genommen, ſo umfaßt die Entſchädigung zugleich den Mehrwerth, welchen der 
abzutretende Theil durch ſeinen örtlichen oder wirthſchaftlichen Zuſammenhang 
mit dem Ganzen hat, ſowie den Minderwerth, welcher für den übrigen Grund⸗ 
beſitz durch die Abtretung entſteht. 


§. 9. 

Wird nur ein Theil von einem Grundſtück in Anſpruch genommen, fo 
kann der Eigenthümer verlangen, daß der Unternehmer das Ganze gegen Ent- 
ſchädigung übernimmt, wenn das Grundſtück durch die Abtretung ſo zerſtückelt 
werden würde, daß das Reſtgrundſtück nach ſeiner bisherigen Beſtimmung nicht 
mehr zweckmäßig benutzt werden kann. 

Trifft die geminderte Benutzbarkeit nur beſtimmte Theile des Reſtgrund⸗ 
ſtücks, ſo beſchränkt ſich die Pflicht zur Mitübernahme auf dieſe Theile. 

Bei Gebäuden, welche theilweiſe in Anſpruch genommen werden, umfaßt 
dieſe Pflicht jedenfalls das geſammte Gebäude. 


Bei den Vorſchriften dieſes Paragraphen iſt unter der Bezeichnung Grund» 


ſtück jeder in Zuſammenhang ſtehende Grundbeſitz des nämlichen Eigenthümers 
begriffen. a 
$. 10. 


Die bisherige Benutzungsart kann bei der Abſchätzung nur bis zu dem⸗ 
jenigen Geldbetrage Berückſichtigung finden, welcher erforderlich iſt, damit der 
Eigenthümer ein anderes Grundſtück in derſelben Weiſe und mit gleichem Extrage 
benutzen kann. 

(Nr. 8207.) i Eine 
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Eine Wertherhöhung, welche das abzutretende Grundſtück erſt in Folge 
lan Anlage erhält, kommt bei der Bemeſſung der Entſchädigung nicht in 
nſchlag. 
§. 11. 


Der Betrag des Schadens, welchen Nutzungs-, Gebrauchs- und Servitut⸗ 
berechtigte, Pächter und Miether durch die Enteignung erleiden, iſt, ſoweit der⸗ 
ſelbe nicht in der nach $. 8. für das enteignete Grundeigenthum beſtimmten Ent⸗ 
ſchädigung oder in der an derſelben zu gewährenden Nutzung begriffen iſt, be- 
ſonders zu erſetzen. 

§. 12. 
Für Beſchränkungen (§ . 2., 4.) iſt die Entſchädigung nach denſelben Grund- 
ſätzen . beſtimmen, wi 1 die Entziehung des Ga deen 
ritt durch eine Beſchränkung eine Benachtheiligung des Eigenthümers 
ein, welche bei Anordnung der Beſchränkung ſich nicht im Voraus abſchätzen 
läßt, ſo kann der Eigenthümer die a einer angemeſſenen Kaution, ſowie 
die Feſtſetzung der Entſchädigung nach Ablauf jeden halben Jahres der Be⸗ 
ſchränkung verlangen. 
§. 13. 


Für Neubauten, Anpflanzungen, ſonſtige neue Anlagen und Verbeſſerungen 
wird beim Widerſpruch des Unternehmers eine Vergütung nicht gewährt, viel⸗ 
mehr nur dem Eigenthümer die Wiederwegnahme auf ſeine Koſten bis zur Ent⸗ 
eignung des Grundſtückes vorbehalten, wenn aus der Art. der Anlage, dem Zeit⸗ 
punkte ihrer Errichtung oder den ſonſt obwaltenden Umſtänden erhellt, daß die⸗ 
jelben nur in der Abſicht vorgenommen find, eine höhere Entſchädigung zu erzielen. 


$. 14. 


Der Unternehmer ift zugleich zur Einrichtung derjenigen Anlagen an 
Wegen, Ueberfahrten, Triften, Einfriedigungen, Bewäſſerungs⸗ und Vorfluths⸗ 
anſtalten u. ſ. w. verpflichtet, welche für die benachbarten Grundſtücke oder im 
öffentlichen Intereſſe zur Sicherung gegen Gefahren und Nachtheile nothwendig 
werden. Auch die Unterhaltung dieſer Anlagen liegt ihm ob, inſoweit dieſelbe 
über den Umfang der beſtehenden Verpflichtungen zur Unterhaltung vorhandener, 
demſelben Zwecke dienender Anlagen Dinansgeht. 
Ueber dieſe Obliegenheiten des Unternehmers entſcheidet die Bezirksregie⸗ 
rung (F. 21.). 
da Siegen ehe - le 2. „ e Titel III. 
( LEnteignungs verfahren 
1 „ e De e 
e e , I. Feſtſtellung des Planes. 
S F. 15. 
e eee, eee Vor Ausführung des Unternehmens iſt für daſſelbe, unter Berückſichtigung 
N der nach $. 14. den Unternehmer treffenden Obliegenheiten, ein Plan, welchem 
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geeignetenfalls die erforderlichen Querprofile beizufügen ſind, in einem zweck⸗ 
entſprechenden Maßſtabe aufzuſtellen und von derjenigen Behörde zu prüfen und 
vorläufig feftzuftellen, welche dazu nach den für die verſchiedenen Arten der Unter⸗ 
nehmungen beſtehenden Geſetzen berufen iſt. a d 

Iſt eine beſondere Behörde durch das Geſetz nicht berufen, ſo liegt dieſe 
Prüfung und Feſtſtellung der Bezirksregierung ob. 


§. 16. 

Eine Einigung zwiſchen den Betheiligten über den Gegenſtand der Ab⸗ 
tretung, ſoweit er nach dem Befinden der zuſtändigen Behörde zu dem Unter⸗ 
nehmen erforderlich iſt, kann zum Zwecke ſowohl der Ueberlaſſung des Beſitzes, 
als der ſofortigen Abtretung des Eigenthums ftattfinden. Es kann dabei die 
Entſchädigung nachträglicher Feſtſtellung vorbehalten werden, welche alsdann 
nach den Vorſchriften ieſes Geſetzes oder auch, je nach Verabredung der Be⸗ 
theiligten, ſofort im Rechtswege erfolgt. Es kann ferner dabei Behufs Regelung 
der Rechte Dritter die Durchführung des förmlichen Enteignungsverfahrens, 
nach Befinden ohne Berührung der Entſchädigungsfrage, vorbehalten werden. 


§. 17. 


Für die freiwillige Abtretung in Gemäßheit des F. 16. ſind die nach den 
beſtehenden Geſetzen für die Veräußerung von Grundeigenthum vorgeſchriebenen 
Formen zu wahren. 

Handelt es ſich um Grundſtücke oder Gerechtigkeiten bevormundeter, in 
Konkurs gerathener, unter Kuratel ſtehender oder anderer handlungsunfähiger 
Perſonen, ſo genügt der Abſchluß des Vertrages durch deren Vertreter unter 
Genehmigung des vormundſchaftlichen Gerichts oder desjenigen Gerichts, welches 
die Veräußerung der Grundſtücke und Gerechtigkeiten ſolcher Perſonen aus freier 
Hand * genehmigen befugt if. 

ehns⸗ und Fideikommißbeſitzer find befugt, ſolche Verträge unter Zu⸗ 
ſtimmung der beiden nächſten Agnaten abzuſchließen, ſofern die Stiftungsurkunden 
oder beſondere gefegliche Beſtimmungen jene Veräußerungen nicht unter erleichterter 
Form geſtatten. 

Im Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Cöln ſind die Vertreter der 
Minderjährigen, Abweſenden, Interdizirten und anderer handlungsunfähiger Per- 
ſonen, ſowie der Fallitmaſſen befugt, gültig in die Veräußerung zu willigen, 
wenn ſie dazu von dem Gericht auf Antrag in der Rathskammer nach Anhörung 
des ua Miniſteriums ermächtigt ſind. Dieſe Vorſchrift findet auch auf 
Dotal» und Fideikommißgrundſtücke Anwendung. 

Veräußerungsbeſchränkungen, welche zur Verhütung der Trennung von 
Gutsverbänden oder der Zerſtückelung von Ländereien beſtehen, finden keine 
Anwendung. 8. 18 


Auf Antrag des Unternehmers erfolgt das Verfahren Behufs Feſtſtellung 


des Planes. 
Zu dieſem Behufe hat derſelbe der Bezirksregierung für jeden Gemeinde⸗ 
oder Gutsbezirk einen Auszug aus dem vorläufig feſtgeſtellten Plane nebſt Beir 
(Nr. 8207.) lagen 
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lagen vorzulegen, welche die zu enteignenden Grundſtücke nach ihrer grundbuch⸗ 
mäßigen, kataſtermäßigen oder ſonſt üblichen Bezeichnung und Größe, deren 
Eigenthümer nach Namen und Wohnort, ferner die nach $. 14. herzuſtellenden 
Anlagen, ſowie, wo nur eine Belaſtung von Grundeigenthum in Frage ſteht, 
die Art und den Umfang dieſer Belaſtung enthalten müſſen. 


$. 19. 


Plan nebſt Beilagen find in dem betreffenden Gemeinde- oder Gutsbezirke 
während vierzehn Tagen zu Jedermanns Einſicht offen zu legen. 

Die Zeit der Offenlegung iſt ortsüblich bekannt zu machen. 

Während dieſer Zeit kann jeder Betheiligte im Umfange ſeines Intereſſes 
Einwendungen gegen den Plan erheben. Auch der Vorſtand des Gemeinde 
oder Gutsbezirks hat das Recht, Einwendungen zu erheben, welche ſich auf die 
Richtung des Unternehmens oder auf Anlagen der in F. 14 gedachten Art be⸗ 
ziehen. 

Die Regierung hat diejenige Stelle zu bezeichnen, bei welcher ſolche Ein⸗ 
wendungen ſchriftlich einzureichen oder mündlich zu Protokoll zu geben find. 


$. 20. 


Nach Ablauf der Friſt ($. 19.) werden die Einwendungen gegen den Plan 
in einem nöthigenfalls an Ort und Stelle abzuhaltenden Termin vor einem von 
der Bezirksregierung zu ernennenden Kommiſſar erörtert. 

u dem Termine werden die Unternehmer, die Reklamanten und die durch 
die Reklamationen betroffenen Grundbeſitzer, ſowie der Vorſtand des Gemeinde⸗ 
oder Gutsbezirks vorgeladen und mit ihrer Erklärung gehört. Dem Kommiſſar 
bleibt es überlaſſen, Sachverſtändige, deren Gutachten erforderlich iſt, zuzuziehen. 

Die Verhandlungen haben ſich nicht auf die Entſchädigungsfrage zu er⸗ 
ſtrecken. 

$. 21. 


Der Kommiſſar hat nach Beendigung der Verhandlungen letztere der Be⸗ 
zirksregierung vorzulegen, welche prüft, ob die vorgeſchriebenen Förmlichkeiten 
beobachtet ſind, mittelſt motivirten Beſchluſſes über die erhobenen Einwendungen 
entſcheidet und danach 


1) den Gegenſtand der Enteignung, die Größe und die Grenzen des abzu⸗ 
tretenden Grundbeſitzes, die Art und den Umfang der aufzulegenden Be⸗ 
ſchränkungen, ſowie auch die Zeit, innerhalb deren längſtens vom Ent⸗ 
eignungsrechte Gebrauch zu machen ift — ſoweit die Königliche Verord- 
nung ($. 2.) über dieſe Punkte keine Beſtimmungen enthält —, 


2) die Anlagen, zu deren Errichtung wie Unterhaltung der Unternehmer 
verpflichtet iſt (§. 14.), 
feſtſtellt. a 
Die Entſcheidung wird dem Unternehmer, den Reklamanten und ſonſtigen 
Perſonen, welche an der Streiterörterung Theil genommen, ſowie dem Vorſtande 
des Gemeinde» oder Gutsbezirks zugeſtellt. 8.22 
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$. 22. 


Gegen die Entſcheidung der Bezirksregierung ſteht den Betheiligten der 
Rekurs an die vorgeſetzte Miniſterialinſtanz offen. 

Der Rekurs muß bei Verluſt deſſelben innerhalb zehn Tagen nach Zuſtel⸗ 
lung des Beſchluſſes bei der Bezirksregierung eingelegt und gerechtfertigt werden. 
Die Regierung hat die Rekursſchrift dem Gegner zur Beantwortung innerhalb 
einer Friſt von ſieben bis vierzehn Tagen mitzutheilen und nach Eingang der 
Schrift oder nach Ablauf der Friſt die Akten an den zuſtändigen Miniſter zur 
Entſcheidung einzuſenden. 


. $. 23. 
„Das Enteignungsrecht bei der Anlage von Sede erſtreckt ſich unter ba 
Berückſichtigung der Vorſchrifken dieſes Geſetzes insbeſondere: . N 


1) auf den Grund und Boden, welcher zur Bahn, zu den Bahnhöfen und „ 
zu den an der Bahn und an den Bahnhöfen Behufs des Eiſenbahn⸗— 77 
betriebes zu errichtenden Gebäuden erforderlich it; Ama! 
2) auf den zur Unterbringung der Erde und des Schuttes u. ſ. w. bei Ab⸗ 7 et 
tragungen, Einſchnitten und Tunnels erforderlichen Grund und Boden; e 
3) überhaupt auf den Grund und Boden für alle ſonſtigen Anlagen, eee 6e 
welche zu dem Behufe, damit die Bahn als eine öffentliche Straße zur d Kt 
alle emeinen Benutzung dienen könne, nöthig oder in Folge der Bahn, BA 
anlage im öffentlichen Intereſſe erforderlich find; 8 
4) auf = für die Herſtellung von Aufträgen erforderliche Schüttungs. “*7? 
material. 
Dagegen iſt das Enteignungsrecht auf den Grund und Boden für ſolche 
Anlagen nicht auszudehnen, welche, wie Waarenmagazine und dergleichen, nicht 
den unter Nr. 3. gedachten allgemeinen Zweck, ſondern nur das rivatintereſſe 
des Eiſenbahnunternehmers angehen. 
Die vorübergehende Benutzung fremder Grundſtücke ſoll bei der Anlage 
von Eiſenbahnen, insbeſondere zur Einrichtung von Interimswegen, Werkplätzen | 
und Arbeiterhütten zuläſſig fein. 


e eue. 


2. Feſtſtellung der Entſchädigung. 


$. 24. 

Der Antrag auf Feſtſtellung der Entſchädigung iſt von dem Unternehmer 
ſchriftlich bei der Bezirksregierung einzubringen. 

Der Antrag muß das zu enteignende Grundſtück, deſſen Eigenthümer, ſo⸗ 
wie, wo nur eine Belaſtung in Frage ſteht, die Art und den Umfang derſelben 
genau bezeichnen ($. 18.). a 

Dem Antrage iſt zum Nachweis der Rechte am Grundſtück ein beglau⸗ 
bigter Auszug aus dem Grundbuch (Hypothekenbuch, Währſchaftsbuch, Stockbuch) / 
wo aber ein ſolches nicht vorhanden iſt oder nicht ausreicht, eine Beſcheinigung 
des Ortsvorſtandes oder der ſonſt zur Ausſtellung ſolcher Beſcheinigungen be⸗ 
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rufenen Behörde über den Eigenthumsbeſitz und die bekannten Realrechte beizu- 
fügen. Dieſe Urkunden haben die betreffenden Behörden dem Unternehmer auf 
Grund der Feſtſtellung ($. 21.) oder einer ſonſtigen Beſcheinigung der Regierung 
gegen Erſtattung der Kopialien zu ertheilen, auch demſelben Einſicht des Grund⸗ 
buchs u. ſ. w. zu geſtatten. N 

Gleichzeitig mit Ertheilung des Auszugs hat die Grundbuchbehörde, ſoweit 
die betreffenden Grundbücher dazu geeignet ſind, und zwar ohne weiteren Antrag, 
eine Vormerkung über das eingeleitete Enteignungsverfahren im Grundbuche 
einzutragen, deren Löſchung mit vollzogener Enteignung ($. 33.) oder auf be⸗ 
ſonderes Erſuchen der Regierung erfolgt. Auch hat dieſelbe während der Dauer 
des Enteignungsverfahrens von jeder an dem Grundſtücke eintretenden Rechts— 
veränderung, welche für die Vertretung des Grundſtücks oder die Auszahlung 
der Entſchädigung von Bedeutung iſt, von Amtswegen der Enteignungsbehörde 
Nachricht zu geben. 9 2 N 

. 25. 


Der Entſcheidung der Bezirksregierung muß eine kommiſſariſche Verhand— 
lung mit den Betheiligten unter Vorlegung des definitiv feſtgeſtellten Planes 
vorangehen. 

Der Kommiſſar hat auf Grund der nach F. 24. beizubringenden Urkunden 
darauf zu achten, daß das Verfahren gegen den wirklichen Eigenthümer ge⸗ 
richtet wird. 

Er hat den Unternehmer, den Eigenthümer, ſowie auch Nebenberechtigte, 
welche ſich zur Theilnahme an dem Verfahren gemeldet haben, zu einem nöthigen⸗ 
falls an Ort und Stelle abzuhaltenden Termine vorzuladen. 

Alle übrigen Betheiligten werden durch eine in dem Regierungs-⸗Amtsblatt 
und in dem betreffenden Kreisblatt, ſowie geeignetenfalls in ſonſtigen Blättern 
e zu machende Vorladung aufgefordert, ihre Rechte im Termine wahrzu⸗ 
nehmen. 

Die Ladungen erfolgen unter der Verwarnung, daß beim Ausbleiben der 
Geladenen ohne deren Zuthun die Entſchädigung feſtgeſtellt und wegen Aus⸗ 
zahlung oder Hinterlegung der letzteren werde verfügt werden. 

In dem Termine iſt jeder an dem zu enteignenden Grundſtücke Berechtigte 
befugt, zu erſcheinen und ſein Intereſſe an der Feſtſtellung der Entſchädigung, 
ſowie bezüglich der Auszahlung und Hinterlegung derſelben wahrzunehmen. 

In dem Termine hat der Grundeigenthümer ſeine Anträge auf vollſtändige 
Uebernahme eines theilweiſe in Anſpruch genommenen Grundſtücks (§. 9.) anzu⸗ 
bringen. Spätere Anträge dieſer Art find unzuläſſig. 


6. 26. 


Der Kommiſſar hat eine Vereinbarung der Betheiligten zu Protokoll zu 
nehmen und ihnen eine Ausfertigung auf Verlangen zu ertheilen. 

Das Protokoll hat die Kraft einer gerichtlichen oder notariellen Urkunde. 
In Bezug auf die Rechtsverbindlichkeit der vor dem Kommiſſar abgeſchloſſenen 
Verträge kommen die Beſtimmungen des $. 17. Abſatz 2. und 5. zur An 


wendung. 
$. 27. 


. 
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H. 27. 


Zu der kommiſſariſchen Verhandlung ſind ein bis drei Sachverſtändige zu⸗ 
zuziehen, welche von der Bezirksregierung entweder für das ganze Unternehmen 
oder einzelne Theile deſſelben zu ernennen ſind. Doch ſteht auch den Betheilig⸗ 
ten zu, ſich vor dem Abſchätzungstermine über Sachverſtändige zu einigen, und 
dieſelben dem Kommiſſar zu bezeichnen. 

Die ernannten Sachverſtändigen müſſen die in den betreffenden Prozeß⸗ 
geſetzen vorgeſchriebenen Eigenſchaften eines völlig glaubwürdigen Zeugen beſitzen; 
dieſelben dürfen insbeſondere nicht zu denjenigen Perſonen gehören, die ſelbſt als 
Entſchädigungsberechtigte von der Enteignung betroffen ſind. 


$. 28. 

Das Gutachten wird von den Sachverſtändigen entweder mündlich zu 
Protokoll erklärt oder ſchriftlich eingereicht. Daſſelbe muß mit Gründen unter⸗ 
ſtützt und beeidet werden. Sind die Sachverſtändigen ein⸗ für allemal als ſolche 
vereidet, ſo genügt die Verſicherung der Richtigkeit des Gutachtens auf den ge⸗ 
leiſteten Eid im Protokoll oder unter dem ſchriftlich eingereichten Gutachten. 

Den Betheiligten iſt vor der Entſcheidung der Bezirksregierung ($. 29.) 
Gelegenheit zu geben, über das Gutachten ſich auszuſprechen. 


§. 29. 

Die Entſcheidung der Bezirksregierung über die Entſchädigung, die zu be⸗ 
ſtellende Kaution und die fonftigen aus §§. 7 — 13. ſich ergebenden Verpflichtun⸗ 
gen erfolgt mittelſt motivirten Beſchluſſes. 

Die Entſchädigungsſumme iſt für jeden Eigenthümer, ſowie für jeden der 
im F. 11. bezeichneten Nebenberechtigten, ſoweit ihm eine nicht ſchon im Werthe 
des enteigneten Grundeigenthums begriffene Entſchädigung zuzuſprechen iſt, be⸗ 
ſonders feſtzuſtellen. Auch iſt da, wo die den Nebenberechtigten gebührende Ent- 
ſchädigung in dem Werthe des enteigneten Grundeigenthums begriffen iſt, auf 
Antrag des Eigenthümers oder des betreffenden Nebenberechtigten das Antheils- 
verhältniß feſtzuſtellen, nach welchem dem letzteren innerhalb feiner vom Eigen⸗ 
thümer anerkannten Berechtigung aus der für das Eigenthum feſtgeſtellten Ent: 
ſchädigungsſumme oder deren Nutzungen Entſchädigung gebührt. 

In dem Beſchluſſe iſt zugleich zu beſtimmen, daß die Enteignung des 
Grundſtücks nur nach erfolgter Zahlung oder Hinterlegung der Entſchädigungs⸗ 
oder Kautionsſumme auszuſprechen fei. 


$. 30. 

Gegen die Entſcheidung der . ſteht ſowohl dem Unternehmer als 
den übrigen Betheiligten innerhalb ſechs Monaten nach Zuftellung des Regie⸗ 
rungsbeſchluſſes die Beſchreitung des Rechtsweges zu. Ein Streit über das An⸗ 
theilsverhältniß eines Nebenberechtigten an der für das Eigenthum feftgeftellten 
Entſchädigungsſumme iſt lediglich zwiſchen dem Nebenberechtigten und dem Eigen⸗ 
thümer auszutragen. 

Eines vorgängigen Sühneverſuchs bedarf es nicht. 
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95 A iſt das Gericht, in deſſen Bezirk das betreffende Grundſtück 
elegen iſt. 
Sind die Parteien über die Sachverſtändigen nicht einig, ſo ernennt das 
Gericht dieſelben. 

Wird von dem Unternehmer auf richterliche Entſcheidung angetragen, ſo 
fallen ihm jedenfalls die Koſten der erſten Inſtanz zur Laſt. 


5. 31. 
Wegen ſolcher nachtheiligen Folgen der Enteignung, welche erſt nach dem 
m $. 25. gedachten Termine erkennbar werden, bleibt dem Entſchädigungs⸗ 
berechtigten bis zum Ablauf von drei Jahren nach der Ausführung des Theiles 
der Anlage, durch welche er benachtheiligt wird, ein im Rechtswege verfolgbarer 
perſönlicher Anſpruch gegen den Unternehmer. 


3. Vollziehung der Enteignung. 


$. 32. 


Die Enteignung des Grundſtücks wird auf Antrag des Unternehmers von 
der Bezirksregierung ausgeſprochen, wenn der nach F. 30. vorbehaltene Rechts⸗ 
weg dem Unkernehmer gegenüber durch Ablauf der ſechsmonatlichen Friſt, Ver⸗ 
zicht oder rechtskräftiges Urtheil erledigt, und wenn nachgewieſen iſt, daß die 
vereinbarte ($$. 16., 26.) oder endgültig feſtgeſtellte Entſchädigungs⸗ oder Kautions⸗ 
ſumme rechtsgültig gezahlt oder Binterlegt iſt. 

Die Enteignungserklärung ſchließt, inſofern nicht ein Anderes dabei vor⸗ 
behalten wird, die Einweiſung in den Beſitz in ſich. 


$. 33. 

Gleichzeitig mit der Enteignungserklärung hat die Regierung da, wo nach 
den beſtehenden Geſetzen von dem Eigenthumsübergange Nachricht zu den Ge⸗ 
richtsakten zu nehmen iſt, oder wo zur Eintragung des Eigenthumsüberganges 
beſtimmte öffentliche Bücher beſtehen, der zuſtändigen Gerichts⸗ oder ſonſtigen 
Behörde von der Enteignung Nachricht zu geben, beziehungsweiſe dieſelbe um 
„Bewirkung der Eintragung zu erſuchen. „Der Enteignungsbeſchluß der Regierung 
ſteht hierbei dem Erkenntniſſe eines Gerichts gleich. 


$. 34. 


In dringlichen Fällen kann die Regierung auf Antrag des Unternehmers 
anordnen, daß noch vor Erledigung des Rechtsweges die Enteignung erfolgen 
ſolle, ſobald die durch Regierungsbeſchluß (F. 29.) feſtgeſtellte Entſchädigungs⸗ 
oder Kautionsſumme gezahlt oder hinterlegt worden. 

Dieſe Anordnung kann unter Umſtänden auch von vorgängiger Leiſtung 
einer beſonderen Kaution abhängig gemacht werden. 

Gegen die Anordnung der Regierung in dieſen Fällen ſteht innerhalb 


dreier Tage nach der Zuſtellung jedem Betheiligten der Rekurs an die vorgeſetzte 
Miniſterialinſtanz offen. 8.35 


$. 35. 


Jeder Betheiligte kann binnen fieben Tagen nach dem ihm bekannt ge⸗ 
machten, die Dringlichkeit ausſprechenden Beſchluſf verlangen, daß der Enteignung 
35 Seitftelung des Zuſtandes von Gebäuden oder künſtlichen Anlagen vor⸗ 
aufgehe. 

Dieſelbe iſt bei dem Gerichte der belegenen Sache (Amtsgerichte, Friedens⸗ 
gerichte) mündlich zu Protokoll oder ſchriftlich zu beantragen. 

Das Gericht hat den Termin ſchleunigſt und nicht über ſieben Tage hinaus 
anzuberaumen und hiervon die Betheiligten und die Regierung zeitig zu be⸗ 
nachrichtigen. 

Die Zuziehung eines oder mehrerer Sachverſtändigen kann auch von Amts, 
wegen angeordnet werden. Sind die Parteien über die Sachverſtändigen nicht 
einig, ſo ernennt das Gericht dieſelben. 

Die Enteignung kann nicht vor Beendigung dieſes Verfahrens erfolgen, 
von welcher das Gericht die Regierung zu benachrichtigen hat. 


$. 36. 
f Die Entſchädigungsſumme wird an denjenigen bezahlt, für welchen die 
Feſtſtellung ſtattgefunden hat. \ ; 

Dielelbe wird in Ermangelung abweichender Vertragsbeſtimmungen von 
dem Unternehmer mit fünf Prozent vom Tage der Enteignung verzinſt, ſoweit 
ſie zu dieſer Zeit nicht bezahlt oder in Gemäßheit des $. 37. hinterlegt iſt. 

Wird die durch Beſchluß der Regierung feſtgeſetzte Entſchädigungsſumme 
durch die gerichtliche Entſcheidung herabgeſetzt, ſo erhält der Unternehmer den 
gezahlten Mehrbetrag ohne Zinſen, den hinkerlegten Mehrbetrag aber mit den 
davon in der Zwiſchenzeit elwa aufgeſammelten Zinſen zurück. 


$. 37. 

Der Unternehmer iſt verpflichtet, die Entſchädigungsſumme zu hinterlegen: 
1) wenn neben dem Eigenthümer Entſchädigungsberechtigte vorhanden find, 
deren Anſprüche an die Entſchädigungsſumme zur Zeit nicht feſtſtehen; 

2) wenn das gib Grundſtück Fideikommiß oder Stammgut ift, oder 

im Lehn⸗ oder Leiheverbande ſteht . 
3) wenn Reallaſten, Hypotheken oder Grundſchulden auf dem betreffenden 
Grundſtück haften. 

Die Hinterlegung erfolgt bei derjenigen Stelle, welche für den Bezirk der 
belegenen Sache zur Annahme von Hinterlegungen der betreffenden Art, be- 
ziehungsweiſe von gerichtlichen Hinterlegungen beſtimmt iſt. 

Arber die Rechtmäßigkeit der Hinterlegung findet ein gerichtliches Verfahren 
nicht ſtatt. Jeder Betheiligte kann ſein Recht an der hinterlegten Summe gegen 
den daſſelbe beſtreitenden Mitbetheiligten im Rechtswege geltend machen. Soweit 
nach dem Rechte einzelner Landestheile ein gerichtliches Vertheilungsverfahren 
in derartigen Fällen ſtattfindet, behält es dabei ſein Bewenden. 

Nu. 8207.) a $. 38. 
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6. 38. 


Iſt nur ein Theil eines Grundbeſitzes enteignet, ſo ſtehen der Auszahlung 
der für den enteigneten Theil beſtimmten Entſchädigungsſumme die auf dem ge⸗ 
ſammten Grundbeſitz haftenden Hypotheken und Grundſchulden nicht entgegen, 
wenn dieſelben den fünfzehnfachen Betrag des Grundſteuer⸗Reinertrages des Neft- 
grundbeſitzes nicht überſteigen. Reallaſten, welche der Eintragung in das Grund— 
buch bedürfen, werden hierbei den Hypotheken gleich geachtet und in entſprechender 
Wanne der bei nothwendigen Subhaſtationen geltenden Grundſätze zu Kapital 
veranſchlagt. 

Auch wird bei einer ſolchen theilweiſen Enteignung die Auszahlung der für 
den enteigneten Theil beſtimmten Entſchädigungsſuͤmme durch nicht eingetragene 
Reallaſten, Fideikommiß⸗, Stammgut-, Lehn- oder Leiheverband des geſammten 
Grundbeſitzes nicht gehindert, wenn die gedachte Entſchädigungsſumme den fünf⸗ 
fachen Betrag des Grundſteuer⸗Reinertrages des geſammten Grundbeſitzes und auch 
die Summe von dreihundert Mark nicht überſteigt. 

Die Auszahlung laufender Nutzungen der Euſchädigungsſumme kann ohne 
Rückſicht auf die vorgedachten Realverhältniſſe erfolgen. 


4. Allgemeine Beſtimmungen. 


$. 39. 


Alle Vorladungen und Zuftellungen im Enteignungsverfahren find gültig, 
wenn fie nach den für gerichtliche Behändigungen beſtehenden Vorſchriften er⸗ 
folgt ſind. Die vereideten Verwaltungsbeamten haben dabei den Glauben der 
zur Zuſtellung gerichtlicher Verfügungen beſtellten Beamten. 


$. 40. 


Verwaltungsbehörden und Gerichte haben die Beweisfrage unter Berück⸗ 
ſichtigung aller Umſtände nach freier Ueberzeugung zu beurtheilen. 


K. 41. 


Wo dieſes Geſetz die Anordnung einer Kaution vorſchreibt oder zuläßt, 
iſt gleichwohl der Fiskus von der Kautionsleiſtung frei. 


b. 42. 


Wenn der Unternehmer von dem ihm verliehenen Enteignungsrechte nicht 
binnen der in $. 21. gedachten Zeit Gebrauch macht, oder von dem Unternehmen 
zurücktritt, bevor die Feſtſetzung der Entſchädigung durch Beſchluß der Regierung 
erfolgt iſt, ſo erliſcht jenes Recht. Der Unternehmer haftet in dieſem Falle den 
Entſchädigungsberechtigten im Rechtswege für die Nachtheile, welche denſelben 
durch das Enteignungsverfahren erwachſen ſind. 

Tritt der Unternehmer zurück, nachdem bereits die Feſtſtellung der Ent 
ſchädigung durch Beſchluß der 11 115 erfolgt iſt, ſo hat der Eigenthümer 
die Wahl, ob er lediglich Erſatz für die Nachtheile, welche ihm durch das Ent⸗ 

f eig 
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eignungsverfahren erwachſen ſind, oder Zahlung der feftgeftellten Entſchädigung 
gegen Abtretung des Grundſtücks geeignetenfalls nach vorgängiger Durchführung 
des in §. 30. gedachten Prozeßverfahrens im Rechtswege beanſpruchen will. 


. 


Die Koſten des adminiſtrativen Verfahrens trägt der Unternehmer. Bei 
demſelben kommen nur Auslagen, nicht aber Stempel und Sporteln zur An⸗ 
wendung und können die Entſchädigungsberechtigten Erſatz für Wege und Ver: 
ſäumniſſe nicht fordern. 

i Im prozeſſualiſchen Verfahren werden die Koſten und Stempel taxmäßig 
erechnet. 

=> Die Koſten des in F. 35. erwähnten Verfahrens find vom Antragfteller 
vorzuſchießen. Ueber die Verbindlichkeit zur endlichen Uebernahme dieſer Koſten 
iſt im nachfolgenden Rechtsſtreit zu entſcheiden. Im Bezirke des Appellations⸗ 
gerichtshofes zu Cöln werden die Gebühren für die betreffenden Verrichtungen 
des Friedensgerichts nach der Taxe für die Friedensgerichte vom 23. Mai 1859. 
(Geſetz⸗Samml. S. 309.) berechnet. 

Sämmtliche übrigen Verhandlungen vor den Gerichten, Grundbuch- und 
Auseinanderſetzungsbehörden, einſchließlich der nach $. 17. eintretenden freiwilligen 
Veräußerungsgeſchäfte über Grundeigenthum innerhalb des vorgelegten Planes, 
ſowie einſchließlich der Quittungen und Konſenſe der Hypothekengläubiger und 
ſonſtigen Betheiligten, find gebühren und ſtempelfrei. Auch werden keine 
Depoſitalgebühren angeſetzt. 

Soweit dieſe Verhandlungen vor den Notaren vorgenommen werden, 
ſind ſie ſtempelfrei. 


Titel IV. 
Wirkungen der Enteignung. 


$. 44. 


Mit Zuftellung des Enteignungsbeſchluſſes ($. 32.) an Eigenthümer und 
Unternehmer geht das Eigenthum des enteigneten Grundſtücks auf den Unter⸗ 
nehmer über. 

Erfolgt die Zuſtellung an den Eigenthümer und Unternehmer nicht an 
demſelben Tage, ſo beſtimmt die zuletzt erfolgte Zuſtellung den Zeitpunkt des 
Ueberganges des Eigenthums. 

Dieſe Vorſchrift gilt auch in den Landestheilen, in denen nach den allge⸗ 
meinen Geſetzen der Uebergang des Eigenthums von der Einſchreibung in die 
Grundbücher oder von der Einreichung des Vertrages bei dem Realrichter ab- 


hängig gemacht iſt. 
gig gemach 8. 45 


Das enteignete Grundſtück wird mit dem in $. 44. beſtimmten Zeitpunkt 

von allen darauf haftenden privatrechtlichen Verpflichtungen frei, ſoweit der 
unternehmer dieſelben nicht vertragsmäßig übernommen Bub. ‚er 

(Nr, 8207.) Die 
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Die Entſchädigung tritt rückſichtlich aller Eigenthums⸗ Nutzungs⸗ und 
fonftigen Realanſprüche, insbeſondere der Reallaſten, Hypotheken und Grund⸗ 
ſchulden an die Stelle des enteigneten Gegenſtandes. 


$. 46. 


Iſt die Abtretung des Grundſtücks durch Vereinbarung zwiſchen Unter⸗ 
nehmer und Eigenthümer erfolgt und zwar in Gemäßheit des F. 16. unter 
Durchführung des Enteignungsverfahrens oder in Gemäßheit des $. 26., ſo 
treten die rechtlichen Wirkungen des $. 45. auch in dieſem Falle ein. Hypotheken⸗ 
und Grundſchuldgläubiger, ſewie Realberechtigte können jedoch, ſoweit ihre For⸗ 
derungen durch die zwiſchen Unternehmer und Eigenthümer vereinbarte Ent⸗ 
ſchädigungsſumme nicht gedeckt werden deren Feſtſetzung im Rechtswege gegen 
den Unternehmer fordern, wobei die Beweisvorſchriften der § 8. 30. und 40. zur 
Anwendung kommen. 

$. 47. 


War das enteignete Grundſtück Fideikommiß⸗ oder Stammgut, oder ſtand 
daſſelbe im Lehn⸗ oder Leiheverbande, ſo iſt — mit Ausnahme des $. 38. vor⸗ 
gelernt Falles — der Beſitzer über die Entſchädigungsſumme nur nach den 

orſchriften zu verfügen berechtigt, welche in den verſchiedenen Landestheilen für 
die Verfügungen über derartige Güter und die an deren Stelle tretenden Kapi⸗ 
talien maßgebend ſind. 
$. 48. 


War das enteignete Grundſtück mit Reallaſten, Hypotheken oder Grund⸗ 
ſchulden behaftet, ſo kann — mit Ausnahme des F. 38. vorgeſehenen Falles — 
der Eigenthümer über die Entſchädigungsſumme nur verfügen, wenn die Real⸗ 
berechtigten einwilligen. 

$. 49. 


Der Eigenthümer des Grundſtücks ift jedoch in den Fällen der SS. 47. und 48. 
befugt, wegen Auszahlung oder Verwendung der hinterlegten Entſchädigungs⸗ 
ſumme die Vermittelung der Auseinanderſetzungsbehörden für Regulirung guts⸗ 
herrlicher und bäuerlicher Verhältniſſe, Ablöſungen und Gemeinheitsthetlungen 
in Auge zu nehmen. RN 

ie Auseinanderſetzungsbehörde hat die bei ihr eingehenden Anträge nach 

den Beſtimmungen zu beurtheilen und zu erledigen, welche wegen Wahrnehmung 

der Rechte dritter ere bei Verwendung der Ablöſungskapitalien in den 

110. bis 112. des Geſetzes vom 2. März 1850., betreffend die Ablöſung der 

eallaften und Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältniſſe / 
ertheilt worden ſind. 

Dieſe Vorſchrift kommt in den Landestheilen des linken Rheinufers, in 
der Provinz Hannover und den Theilen des Regierungsbezirks Wiesbaden, in 
welchen die Verordnungen vom 13. Mai 1867. (Geſetz-Samml. S. 716.) und 
2. September 1867. (Geſetz⸗Samml. S. 1463.) nicht eingeführt find, nicht zur 
Anwendung, vielmehr bleibt es hier bei den bisher beſtehenden Weine, Y 
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Titel V. 
Beſondere Beſtimmungen uber Entnahme von Wegebaumaterialien. 
$. 50. 


Die zum Bau und zur Unterhaltung öffentlicher Wege (mit Ausſchluß 
der Eiſenbahnen) 5 


Lehm und andere Erde iſt, ſoweit chtige nicht dieſe Materialien 
in brauchbarer Beſchaffenheit un mel Nähe auf eigenen Grundſtücken 


en ft gebrauch eder ver⸗ 
pflichtekl, nach Anordnung der Behör 
Forſtgrundſtücken, ſeinem Unlande oder aus ſeinen Gewäſſern entnehmen und 
das Aufſuchen derſelben durch Schürfen, Bohren u. ſ. w. daſelbſt unter Kontrole 
des Eigenthümers ſich gefallen zu laſſen. 


$. 51. 

Der Wegebaupflichtige hat dem Eigenthümer den Werth der entnommenen 
Materialien ohne Berückſichtigung des Mehrwerhs, welchen ſie durch den Wegebau 
erhalten, zu erſetzen. 

Wo durch den Werth der Materialien der dem Grundſtück durch die Ent⸗ 
nahme zugefügte Schaden, einſchließlich der entzogenen Nutzungen, ſowie die etwa 
bereits wirthſchaftlich aufgewendeten Werbungs-, Sammlungs und Bereitungs⸗ 
koſten nicht gedeckt werden, hat der Wegebaupflichtige, ſtatt Erſatz jenes Werthes, 
hierfür Erſatz zu leiſten. J 

N §. 52. a 

Wenn ein Grundſtück zur Gewinnung der Materialien hauptſächlich be⸗ 
ſtimmt iſt und letztere für den Wegebau in ſolchem Maße in Anſpruch genommen 
werden, daß das Grundſtück deshalb dieſer Beſtimmung gemäß nicht ergiebig 
benutzt werden kann, oder wenn die Eigenthumsbeſchränkung länger als drei 
Jahre dauert, ſo kann der Eigenthümer gegen Abtretung des Grundſtlücks ſelbſt 
an den Wegebaupflichtigen den Erſatz des Werthes deſſelben verlangen. 


53. 

n Ermangelung gütlicher Einigung hat der Landrath (in Hannover die 
betreffende Obrigkeit) auf Grund vollſtändiger Erörterung zwiſchen den Bethei⸗ 
ligten eine Entſcheidung zu treffen, in welcher 

1) die dem Weg ebaupflichtigen gegen den Grundbeſitzer einzuräumenden Rechte 
nach Gegenſtand und Umfang ſpeziell zu bezeichnen find, und 

2) die dafür zu gewährende Entſchädigung auf Grund ſachverſtändiger Ab- 
ſchätzung oder geeignetenfalls ($. 12.) die dafür zu beſtellende Sicherheit 

vorläufig ſeſtypſchen iſt. a 

Gegen die Entſcheidung unter 1. ſteht beiden Theilen binnen einer Prä⸗ 
kluſivfriſt von zehn Tagen nach deren Zuftellung. der Rekurs an die Regierung 
mit aufſchiebender Wirkung zu. ö g 

Jahrgang 1874. (Nr. 8207.) 34 Gegen 
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Gegen die Feſtſtellung der a unter 2. iſt innerhalb neunzig 
Tagen der Rechtsweg, jedoch ohne aufſchiebende Wirkung, zuläſſig. Iſt gegen 
die landräthliche Entſcheidung Rekurs verfolgt, ſo läuft dieſe Friſt erſt vom Tage 
der Zuſtellung der Entſcheidung der Regierung an. Eines vorgängigen Sühne⸗ 
verſuchs bedarf es nicht. ö 

Die dem Wegebaupflichtigen zuſtändigen Rechte dürfen erſt ausgeübt werden, 
wenn derſelbe in das Grundſtück, beziehungsweiſe die daran auszuübenden Rechte 
eingewieſen iſt. Dieſer Einweiſung muß die Zahlung oder Sicherſtellung der 
Enkſchädigung auf Grund mindeſtens vorläufiger Feſtſetzung vorausgehen. 

Wegen Auszahlung der Entſchädigungsſumme findet die in §. 36. gegebene 
Beſtimmung Anwendung. 5 


Titel VI. 
Schluß⸗ und Uebergangsbeſtimmungen. 


$. 54. 
Dieſes Geſetz findet keine Anwendung: 

1) auf die in beſonderen Geſetzen oder im Gewohnheitsrechte begründete Ent⸗ 
ziehung oder Beſchränkung des Grundeigenthums im Intereſſe der Landes⸗ 
kultur, als: bei Regulirung gutsherrlicher und bäuerlicher Verhältniſſe, 
bei Ablöſung von Reallaſten, Gemeinheitstheilungen, Vorfluthsangelegen⸗ 
Pra Entwäſſerungs⸗ und Bewäſſerungsangelegenheiten, Benutzung von 

rivatflüſſen, Deichangelegenheiten, Wiefen- und Waldgenoſſenſchafts⸗ 
Angelegenheiten; 

2) auf die Entziehung und Beſchränkung des Grundeigenthums im Intereſſe 

des Bergbaues und der Landestriangulation. 5 


§. 55. 
Bereits eingeleitete Enteignungsverfahren werden nach den bisherigen Vor⸗ 
ſchriften zu Ende geführt. Wird in einem ſolchen Verfahren der Rechtsweg 
beſchritten, fo findet der §. 40. auch hier Anwendung. 


$. 56. 

Im Geltungsbereich der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872. und in 
den Hohenzollernſchen Landen werden die durch dieſes Geſetz der Bezirksregierung 
beziehungsweiſe dem Landrath beigelegten Befugniſſe und Obliegenheiten 

a) ſoweit dieſelben in den $$. 5. 15. 18. bis 20. 24.) und 27. enthalten 
ſind, von den Präſidenten der Bezirksregierungen, 
b) ſoweit dieſelben in den $$. 3. 4. 14. 21. 29. 32. bis 35. und 53. 

Abſatz 2. enthalten ſind, von den Verwaltungsgerichten, | 

e) ſoweit dieſelben in $.53. Abſatz 1. enthalten find, von den Kreisausſchüſſen, 
beziehungsweiſe in den Stadtkreiſen von den Magiſträten, und in den 

Hohenzollernſchen Landen von den Amtsausſchüſſen ee 

ie 


we 


„Die in Gemäßheit des $. 3. von dem Verwaltungsgericht zu treffende Ent⸗ 
ſcheidung erfolgt auf das Gutachten des Kreisausſchuſſes, beziehungsweiſe des 
9 9 in den Stadtkreiſen, und des Amtsausſchuſſes in den Hohenzollernſchen 
Landen. 

$. 57. 


Alle den Vorſchriften dieſes Geſetzes entgegenſtehenden Beſtimmungen, 
ſowie die Beſtimmungen über das Wiederkaufsrecht bezüglich des enteigneten 
Grundſtücks werden aufgehoben. 

Ein geſetzliches Vorkaufsrecht findet wegen aller Theile von Grundſtücken 
a welche in Folge des verliehenen Enteignungsrechts zwangsweiſe oder durch 
reien Vertrag an den Unternehmer abgetreten ſind, wenn in der Folge das ab⸗ 
getretene Grundſtück ganz oder theilweiſe zu dem beſtimmten Zweck nicht weiter 
nothwendig iſt und veräußert werden ſoll. N 

Das Vorkaufsrecht ſteht dem zeitigen Eigenthümer des durch den kus 
lichen Erwerb verkleinerten Grundſtücks zu. Wer das Enteignungsrecht ausgeübt 
hat, muß die Abſicht der Veräußerung und den angebotenen Kaufpreis dem 
berechtigten Eigenthümer anzeigen, welcher ſein Vorkaufsrecht verliert, wenn er 
ſich nicht binnen zwei Monaten darüber erklärt. Wird die Anzeige unterlaſſen, 
ſo kann der Berechtigte ſeinen Anſpruch gegen jeden Beſitzer geltend machen. 


§. 58. 


Inſoweit in anderen Geſetzen auf die Vorſchriften der aufgehobenen Geſetze 
Bezug genommen iſt, treten an die Stelle der letzteren die entſprechenden Vor⸗ 
ſchriften dieſes Geſetzes. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 11. Juni 1874. 


(L. S.) Wilhelm. 


Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. 
Achenbach. 
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Ba. 
(Nr. 8208.) Geſetz, betreffend die Verhältniſſe der Mennoniten. Vom 12. Juni 1874. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen . 


verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, für den Umfang der 
Monarchie, was folgt: 


. 
Mennoniten. Gemeinden können durch gemeinſchaftliche Verfügung der 
Miniſter der Juſtiz, des Innern und der geiſtlichen Angelegenheiten Korporations⸗ 
rechte erlangen. 3 


$. 2. 
Die Ertheilung der Korporationsrechte iſt nur zuläſſig und darf nicht ver⸗ 

ſagt werden, wenn f 

1) der Bezirk der Gemeinde geographiſch ab egrenzt iſt, 

2 nach der Zahl und ee der 7 gehörigen Mitglieder anzu⸗ 
nehmen iſt, daß die Gemeinde den von ihr Behufs Ausübung ihres 
Gottesdienſtes nach ihren Grundſätzen zu übernehmenden Verpflichtungen 
dauernd zu genügen im Stande ſein wird, N 

3) in dem Statut der Gemeinde feine Feſtſetzungen getroffen find, welche 
mit den allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen im Widerſpruch ſtehen. 
$. 3. 

Die Vorſchriften, nach welchen die Mennoniten zu perſönlichen Abgaben 
oderoder Leiſtungen an evangeliſche oder katholiſche Kirchenſyſteme verpflichtet ſind, 
insbinsbeſondere das Edikt, die künftige Einrichtung des Mennoniſtenweſens in ſämmt⸗ 
lichelichen Königlichen Provinzen exklusive des Herzogthums Schleſiens betreffend, 
vomvom 30. Juli 1789. werden au gehoben. a f 3 

Abgaben und Leiftungen an evangeliſche oder katholiſche Kirchenſyſteme, 
welewelche nicht perſönlicher Natur find, insbeſondere ſolche Abgaben und Leiſtungen, 
wele welche entweder kraft beſonderen Rechtstitels auf beſtimmken Grundſtücken haf 
ten, ten, oder von allen Grundſtücken des Bezirks, oder doch von allen Grundſtücken 
eine einer gewiſſen Klaſſe in dem Bezirk ohne Unterſchied des Beſitzers zu entrichten 
find find, werden durch dieſes Geſetz nicht berührt. 


Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unter] rifk und beigedrückfem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Schloß Babelsberg, den 12. Juni 1874. 


5 (L. S.) Wilbelm. 


Camp hauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. 
Achenbach. 


\ 


